
l
t . , '
] ,o'

ft

dgericht FranKurt am Main

Aktenzeichen: 2-25 O 3381'12

E! wld gobeton, bel all€t Elngab€n das
vo€tohendo Akt6nz€lch€n aizugoban

Qd/tpssfraßo 8. 60599 F@nkfud am Maitl
,a

gegen

Vorkündet am: 10.12.2012

Appel, Justilaohangestellte
U unft beamtid-b€amterder C€aatäfrs{ella

,

".- lqt

tlttLtL$üt-'d 

'1 i ..""

l m  N a m e n  d e s  V o l k e s
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ln dem Rechtsstreit

icontent GmbH, gesetzlich vertreten durch den Gsschäftsführer Robert Adamca' Boc*enhei-
mer-Landstraße 17-19,60325 Franffurt am Mäin

- Klägerin und Widerbeklagte -

Prczessbevolhnächtigte: RDO Rechtsanwaltsgesollschaft mbH

P ro z e ssbevol hn ä chtigte : Re cht s a n w ä lt i n Stef a n ie H ag a n do fi f
H@nottenstnße 94, 61 381 Fiadichsdof

hat das Landgericht Frankfurt am Main - 25. zivilkämmer-
durch Richterin Ahner als Einzelrichterin
aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 26.11 2012
für Recht erkannt:

- Beklegter und Widerkläger '

P 11 - Ußchrifr und austedlclno sines urtoits (EU-CU-0C.DOT) - (1 L09)2



Das Versäumnisurteil des Am'igerichts Frankfurt am Main vom 26.05.2011 (Ae. 32 c

3093/10) wird aufgehoben.

Es wird festgestellt, dass die Klägerin nicht verpflichtet ist, den mit Anwaltsschreiben

vom 24.11.2O1O ge'farderten Betrag in Höhe von 132,60 € nebst Zinsen in Höhe von 5

Prozentpunkten über..denr Basiszinssatz seit dem 20.1 1,20'10 zu zahlen.
a

Es wird femer festgestelll, dass dle Klägerin auch nicht verpflichtet 'st, die durch die In-

anspruchnahme des Rechtsanwalts Oli Berlin

entstandenen Kosten in Höhe einer 1,3 Geschäftsgebrihr nebst Kostenpauschale und

gesetzlicher Umsatzsteuer, zu tragen.

Auf die Wiclerklage hin wird die Klägerin verufteilt, es bei Vermeidung eines vom Ge-

richt für.jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden Ofdnungsgeldes von bis zu €

250.000,00, ersatzweise Ordnungshaft, oder OrdnLtngshaft bis zu sechs Monaten, zu

vollziehen an dem Geschäftsführer der Klägerin zu unterlassen, eine e-Mail Adresse

des Beklagten - insbesondere die e-l\ilail Adresse r

sen Einwilligung zu nutzen, insbesondere es zu unterlassen an ihn Zahlungsaufforde-

rungen per E-Mail wegen einer angeblichen Anmeldung bei outlets.de zu übersenden'

-ohne die Anmeldung verifiziert zu haben und hierbei im Falle der Nichtzahlung einen

negativen Schufa-Eintrag in Aussicht zu stellen.

@ .de - ohne des-

.Die Klägerin wird verurteiit, dle durch die
. d

nie Hagendorff, Hugenottenstr. 94, 61381

Kosten in Höhe von 311.18C nebst 5 % -

EZB seit dem 11,10.2011 zu zahlen.

Inanspfuchnahme von Epchtsanr{,ältin Stefa-

Friedrichsdorf entstandenen vorgerichtlichen

Punkien Zinsen über dem Basiszinssatz der

Von den Kosten des Rechtsstreits tragen die Klägerin 95 % und der Beklagte 5 %

Das Urieil ist vodäufig vollstreckbar, für den Beklagten jedoch nuf gegen Sicherheits-

leistung in Höhe von 110 % des vollstreckbaren Betrages. Der Beklagte kann die Voll-

streckung der Klägerin gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des

Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Klägerin zuvor Sicherheit in

Höhe von 1'10 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.
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Tatbestand

Mit anwaltlichem Schreiben vom 24.11.2010 machte der Beklagte Ansprüche gegeniiber der

Klägerin geltend und forderte diese zurzahlung bis zum 06.12.2010 aui Dagegen wehrtsich

die Klägerin mit der voriiegenden KIage.

)|
Dem liegt folgender Sachveftalt zugrunde:

Am 24.08.2010 erhielt der Beklagte von der Klägerin erstmals eine zahlungsaufforderung

(Bl. 64 d.A ) über 96,00 € für einen 12-Llonatszugang bei 'www.outlets.de' firr den Zeitraum

vom 25-07.2A1A - 25.07.2011 art die E-Mail-Adresse ,,r @ . .de". Unstreitig ist

zwischen den Parteien diesbezüglich, dass der Account ficht aktiviert wurde (vgl. Bl. 67

d.A.).

Der Beklagte versuchte sodann mehfach einen Termin in den Geschäfrsräumen der Kläge-

rin zu erhalten. Am 25.08.20'11 begab er sich zu den Geschäftsräumen der Klägerin. Dort

erfuhr er, dass dort keine Büroräume der Klägein vorhanden waren.

Am 07.09.2010 wies die Klägerin die Einwei'rdungen des Beklagten zurück und forderte er-

nest zur Zahlung auf. Eine weitere Zahlungsaufforderung erfolgte am 29.09.2010. Am

04.10.2010 übersandte die Klägedn ein Protokoll mit einer IP-Adresse aus dem Raum Duis-

burg. Der Beklagte ilbersandte der Klägerin daralfhin seine Routerlogins. Mit e-Mail vom

tslo.zoto wies die'Kiägqdn auf einen möglichen ;egativeri"schufa:Einträg irir Falle eines
gerichtlichen Verfahrens hin.

Mit anwaltlichem Schreiben vom 11.10-2011 mahnte der Beklagte die Klägerin zur Unterlas-

sung.

Die Klage auf Zahlung mit umgekehrtem Rubrum vor dem Amtsgericht Seligenstadl (Az. 1 c

774111) wurde inr Hinblick auf das hiesige Verfahren em 13.04.2012 zurückgenommen.

Die Klägerin behauptet, der Beklagte habe sich auf 'www outlets.de' angemeldet. Er habe

ferner eine E-Mail mit einem Aktivierungslink und den AGB erhalten.

Die Klägein ist der Ansicht, für die behaupteten Ansprüche des Beklagten bestehe kein

Rechtsgrund. Sie ist ferner der Ansicht, aufgrund der Anmeldedaten sei sie berechtigt ihre
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y'trche gegen den Beklagten weiter zu veriolgen, auch wenn dieser die Anspruche be-

,,.öite. Daher stehe ihm der geltend genrachte Unterlassungsanspruch nichi zu

Am 26.05.2011 erging Versäumnis!rteil gegen die Klägerin. Dle Klage wurde in der mündli-

chen Verhandlung vom 26.11 .2012 übercinstimmend teilwejse filr erledigt erklärt.

Die Klägerin beantragt daher,

das Vefsäumnisurteil aufzuheben

Die Klägerin beantragt fefner zuletzt,

i. festzustellen, dass die Klägerin nicht verpflichtet ist, den mit Anwaltsschreiben

vom 24. November 2010 geforderten Betrag in Höhe von 132,60 € nebst zinsen

in Höhe von 5 Pfozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 20 11 2010 zu

zahlen.

festzustellen, dass die Klägerin auch nicht verpflichtet ist, die durch die lnan-

spruchnahme des Rechtsanwalts Oliver Völsing, Agrlcoiastraße 26, 10555 Berlin'

entstandenen Kosten in Höhe einer '1,3 Geschäftsgebtlhr aus einem Gegens-

tandswert von 549,i4 € nebst Kostenpauschale'und'gesetzlioher Unilstzsteuer,

zu tragen.

n6r  RöL l .^ rc  ha .n iEn l

das Versäumnisudeil aufrechtzuerhalten.

Ferner beantragt der Beklagte widerklagend.

1. cJie Klägerin zu verurteilen, es bei Vermeidung eines vom Gericht für jeden Fall der

Zuwiderhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes von bis zu € 250.000,00, ersafz-

weise Ordnungshafl, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, zu vollziehen an dem

Geschäftsführer der Klägerinn zu unterlassen. eine e-Mail Adresse des Beklagten -

insbesondere die e-Mail Adresse r @ .de - ohne dessen Einwill igung

zu nutzen, insbesondere es zu unterlassen an ihn Zahlungsaulforderungen per E-

Mail wegen einer angeblichen Anmeldung bei outlets.de zu tlbersenden' ohne die



Anrneldung verifiziert zu haben und hierbei im Falle der Nichtzahlung einen negativen
Schufa-Eintrag in Aussicht zu stellen.

die Widerbeklagte zu verurtejlen, die durch die Inanspruchnahme von Rechtsanwältin
Stefanie Hagendorif. Hugenottensif. 94. 61381 Friedfichsdof enlstandenen vorge.
rici]tlichen Kosten in l-{öhe einer 1,5 Gechäftsgebühr aus einem Gegenstandswert
von mindestens 2.500,00 € zzgl. Auslagen und 19 % Mehrwertsteuer (mindestens

3,11,'118 C) nebst 5 % Zinsen Llber dem Basiszinssatz der EZB seit dem 11.10.2011 zu
zanten.

Die Klägerin beantragt,

die Widerklage abzuweisen.

Der Beklagte behauptet er habe sich zu keiner Zeit auf der lntetneiseite ,,www.ou ets.de"
angemeldet. Er habe ferner ein sicheres Passwort fitr seinen Computer gewählt, so dass
auszuschließen sei. dass Driiie sich Zugang zu seinem E-Mail-Account verschafü hätten.

Der Bekiagte behauptet ferner, er habe fürr den 25.08.2010 um 16.00 Uhr eine Terminsbestä-
rigung seitens der Klägerin erhalten, Es habe sich jedoch vor Ort he€usgesiellt, dass es sich
um eine reine Briefkastenadresse gehandelt habe. Dadurch seien ihm Fahrlkosten in Höhe
von 1y'0,00 € entstanden. Er hebe auch mehrfach versucht die Kfägerin l6teto;isth zu errei-
chen. Dadurch seien ihm Hotline-Kosten in Höhe von 12.60 € entstanden.

Der Beklagte isi der Ansicht, bei dem behaupteien Vertragsschluss bezogen auf

, \,\t\/\n,v.ouilets.de' handele es sich un'r eine Abofalle.

Wegen des weitereh Sach- und Streitstandes wird auf die eingereichten Schriftsätze nebst
Anlagen Bezug genommen.
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Enßcheidunqsqründe

, Die Klage ist zulässig.

Die örtliche zuständigkeit des Landgerichts Frankfurt am Main folgt aus S 2s zPO'

Mangels bestehenden Schadensersatzänspruchs des Beklagten kann dieser

der GeltencJmachung dieses Anspruchs entstandenen Rechtsanwaltskosien

verlangen, Auch insofern ist die negative Feststellungsklage daher begrÜndet'

auch

nicht

die mit

ersetzt

Die Widerklage ist zulässig und begründet.

Dem Beklagten stehen die geliend gemachten Untorlassungsansprüche aus S 
'1004 BGB

analog i.V.m. S 823 Abs. 2 BGB, $S 4 Abs. 1. 4a, I iV.m. Anlage 1 zu S I BDSG zu

Ferner besteht auch ein Recht*schutzbedÜfnis' da die grundsätzlich vorrangige Leistungs'

klage vor dem Amtsgerichi Seligenstadt zurückgenommen wurde.

Die Klage ist auch, sofern sie nicht übereinstimmend für erledigt erklärt wurde, begründet

Dem Beklagten stellt gegenüber der Klägerin kein Anspruch aui Schadensersatz in Höhe

von 132,60 € zu. Es kann dahinstehen, ob ein solcher Schadensersatzanspruch dem Grunde

nach überhaupt bestehen würde.

Hinsichtlich der Fahdkosten in Höhe von 120 00 € ist schon kein Verschulden der Klägerin

zu erkennen. Diese gab ausweislich der e-Mail (BI. 111 d A ) ausdräcklich an, dass sich ein

Mitarbeiter per e-Mail meldon werde. Daraus konnte der Beklagte noch nicht auf eine feste

Terminvereinbarung mit der Kläge n schließen. Unerheblich ist dabei, ob es sich um eine

manueile oder eine automatisclle e-Mail handelte Der lnhalt ist eindeutig

Hinsichtlich der Telefonkosten hat der Beklagte berelts nicht substantiiert dargelegt, dass

ihm drese im zusammenh€ng..'nit Anrufen bei der Klägerin entslanden F{ lesllediglich eine

Rechnung der Telekom (Bl. 64, 69 d.A.) vor, auf der nur die ersten lünl Zillern - 0180 5 -

genannt sind. Daraus ergibt sich jedoch noch nicht, dass er tatsächlich bei der Klägein an-

oerufen hat.



T4 EDSG beinhaltet den Scl]utz der personenbezogenen Daten. somit auch der e-Mail-

.rdresse des Beklagten, vor der unberechtigten Nutzung und ist daher als Schtdzgesetz im

Sinne von S 823 Abs. 2 BGB anzusehen

Zunächst hat die KJägerin es zu unterlasser'1, dem Beklagten Zahlungsaufforderungen wegen

einer angeblichen AnmeLdung auf,www outlets.de' zll übersenden Das Gericht ist von eF

nem Vertragsschluss z,,visbhen den Parteien über die Nutzung des Internetpodals

-www.outlets.de" nicht übeEeugt. Darlegungs- und beweisbelastet fÜr den Abschluss eines

Vertrages ist die Klägerin.

Zur Überzeugung des Gerichis ist allein die Eingabe der e-MailAdresse auf der genannten

lnternetseite nichi aLrsfeichencl für einen wt'ksarnen veüragsschluss. Diese känn von Jeder

Person eingegeben werden und ir 'ägl den Anforderungen des S 4 BDSG nicht Rechnung Es

ist nicht ersichil ich, dass gerade der Beklagte in die Nutzung seiner Daten eingewill igt hat'

sofern die Klägerin hier darüber hinaus noch die angeblich der Anmeldung zugrunde liegen-

de lP Adresse angab, vermag auch dies einen Anspruch nicht zu begründen Es ist aus die-

ser IP Adresse nicht ersichtlich. dass gerade der Beklagte sich auf der Internetseite ange-

meldet haben soll.

Auch aus elnem weiteren Grund sieht das Gedcht hier einen Vedragsschluss nicht als er-

wiesen an. Es wifd auch aus der im Vergleich zu der dem Urteil des Landgerichts Frankfurt

anr lvlain vom 17.06.20'10 (Az. 2 - 03 O 556/09) geändqrten Version.der Internetseite

..www.outlets.de'. immer ncjSh nicht hjnreichend deutlich auf die Kostenpflicht hingewiesen.

se|bst wenn man unterste||en Würde, der Bek|agte se|bst hätte sich dort angeme|det, Würde

dies nicht zu einen] wirksarnen Vertragsschluss führen

Der Durchschnittsverbraucher geht nicllt ohne weiteres davon aus' für das Internetangebot

ein Entgett entrichten zu mÜssen Er ist es gewohnt, im Internet zahlreiche kostenlose

D ensileistungs- und Downloadangebote zu flnden Angesichts dieser Taisache bedarf es

eines deuilichen Hinweises auf die Entgeltlichkeit des Angebotes'

Eine hinreichend klare Angabe des Preises in diesern S nne komrnt nicht in Betracht durch

eine Preisangabe in den AGB Die AGB selbst sind nicht auf der Anmeldeseite abgedrucki

Sie müssen erst durch einen Link aufgerufen werden Da der Link keinen Hinweis darauf

enthält, dass bei seiner Aktivierung ein Hinweis auf die Entgelte erfolgt, fehlt es an einer hln-

re ichendenzuordnungdesPre ]seszumAngebot inS inneVons lAbs .6S '2PAngV(oLG

FfanKur tamMain ,NJW-RR200,1 ,1696, '1697)DerVerbrauchereMar te t imvor l iegenden



Fa|| nichl, hier über ein Entgelt jnformiert zLl werden Die Klausel ist daher übenaschend

. € c h S 3 0 5 c B G B .

AUchdieAngabeaufderWebsi tese lbstentspr ichtn ichtdenAnforderungendess lAbs '6

PAngV. Es iehlt an der erforderlichen Zuordnung der Prcisangabe zu dem Angebot Angebot

und Preis sind zunächsl nioht räunrlich zugeordner'
'r

Die angebotene Leistung wlro zusammen mit der Möglichkeit zuf Teilnahme an einem Ge-

w]nnspiel und einem Einkaufsgutschein aufgelistet Darunter wird der Nutzer dann aufgefor-

deri sich unter Eingabe seiner Daten anzumelden Der Durchschnitisverbraucher braucht

jedoch nicht auigrund des Efordernisses cler Angabe seiner Daten davon ausgehen dass

es sich um eine entgeltliche Leistung handelt. Da mit der Anmeldung gleichzeitig eine Mög-

lichkeit zut Gewinnspielteilnahme eroffnet wird, ist dies eine hinreichende Erklärung für die

Notwendigkeit der Anmeldung (vgl OLG Frankfurt a Main' Urieil vom 04 12 2008' Az 6 U

186/07).

Die Angaben zu dem Preis sincl auf der oberen Rechte Ecke der Website dargestellt Diese

sind räumlich von dem Anmeldeformular und sornit auch von dem Anmelde-Button getrennr'

Die erforderliche zuordnung wird auch nicht durch den ,,sternchen-Hinweis" hergestellt' Aus

dem Sternchen.Hinweis geht f icht hervor. dass in diesenr Hinwei6 Angaben über das Entgelt

filr das bereits zuvor unterbreitete Angebot enthalten sind

_ (  i )
rt

Dies entspricht auch der äktuellen Gesetzeslage und der gesetzgeberischen Wertung zum

Verbraucherschuiz. Nach S 312 g BGB muss nunmehr eine Zahlungspflicht bei Internetver-

lrägen ausdfückllch von dem Verbraucher bestätigt werden in dem zum Beispiel auf dem

Anmeldebutton direkt auf die Zahlungspflichi hingewiesen wird Zwar trat dieses Gesetz erst

mit Wirkung zum 01 08 2A12 in Kraft, die verbraucherrechtlichen Aspekte im Hinblick auf die

eindeutige Zuordnung der Preisangabe zu ctem Angebot nach S 1 Abs 6 PAngV galten je-

doch auch schon zuvor'

Mangels wirksamen Vertragssctllusses ist die Klägerin daher nicht berechtigt' die e-Mail Ad-

ressede$Bek|agtenzumzweckederzusendungvonZahIungsaufiorderungenzunutzen

Es besteht auch kein befechtigtes Interesse def K1ägerin gern s 2s BDSG zur Nutzung, da

der Account unstreitig l'licht aktiviert wurde Erst durch die Aktivierung hätte die Klägerin von

einer Anmeldung durch den Beklagten ausgehen können'



.Au!h die weiteren Unterlassungsanspri'iche sind begründet Da die Klägerin schon elnen

yertragsschltls$ und eine Zahlungspilicht des Beklagten rlicht darlegen konnie hat sie es

auch zu unterlassen, einen mögllchen negativen Schufa-Eintrag für den Fäll der Nichtzah-

lung in Aussicht zu stellen.

Die Kläoenn hat es daiüber ntnaus auch allgemein zu unterlassen dle e-Mail Adresse des

Bektaqtln zu nutzen zwar hag zunächst in der Angabe seiner e-Mail Adresse im Rahmen

der Kürung des rattes seine zllstimmung zur Nutzung seitens der Krägerin gesehen werden

Spätestens mit dem Abmahnschreiben hal der Beklagte diese Zustimmung jedoch widerru-

fen. so dass dies einer weiteren Nutztlng durch die Kläg€rin entgegensteht

Aus den zuvor genaunten Gründen Kann auch nicht von berechtigten lnteressen der Beklag-

tengemäßs28Abs '1Zi f f ' lBDSGande|NutzungderDatenausgegangenwerden 'Man-
gels Aktivierung konnie sie nach der Reklamalion des Beklagten nicht davon ausgehen'

dass ein Vedrag geschlossen wurde Der Anspruch war zu diesem Zeitpunkt nicht mehr

piausibel.

Der Beklagte war auch berechtrgt, seinen Unterlassungsanspruch zunächst außergerichtlich

mit anwaltllcher Hilfe geltend zu machen Daher sind ihm auch die diesbez0glich entstand+

nen Kosten zu ersetzen, Sofefn dle Prozessbevollmächiigte des Beklagten einen Betrag von

.,mindestens" 311,18 € geltend rnacht, war dieser Antrag zu unbestimmi spätestens mit der

der erhöhten Streitwertfestsetzung des Amtsgerichts Frankfurt am Main durch Beschluss

vo'm 3o.O8.2Otz häte diese den Antrag konkret formulierell könne4 Fenq! ist auch nicht

ciafgelegt, dass ein uoer ciän tenorierten Betrag hinausgehender Betrag von dem Bekiagten

gezahlt oder diesem in Rechnung gestellt wurde Auch aus diesem Grund kann eine ent-

sprechende Zahlungsklage keinen Erfolg haben

Die Kostenentscheidung folgt aus SS 91a Abs l' S 1' 92 Abs l S l ZPO

Die Entscheidung ilbef die vorläufrge Vollslr€ckbarkeit beruht aus SS 708 Nr' 11 709 S 1

und 2 ,711 ZPo

Ahner

Ausoefertist
rraniKu* in Main, 11. Dezember 2012
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